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Editorial

Die Allgemeine Erklärung der Men­
schenrechte von 1948 beginnt mit 
dem simplen Satz: «Alle Menschen 
sind frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren.» Das klingt sim­
pel und einleuchtend. Doch so  
einfach ist es nicht. 
Schon die Unabhängigkeitserklä­
rung der Vereinigten Staaten 
Amerikas von 1776 enthielt den 
Satz, dass alle Menschen unveräus­
serliche Rechte haben. Doch die 
Sklaverei wurde erst 1865 abge­
schafft. Wer gehört also zu «allen 
Menschen»? Welche Rechte gehö­
ren zu jenen, die allen zustehen? 
Wie und gegen wen kann man die 
Menschenrechte geltend machen? 
Hannah Arendt, den Schrecken des 
Holocausts vor Augen, stand der 
Idee unveräusserlicher Menschen­
rechte skeptisch gegenüber. Ihre 
Skepsis gründete einerseits in ei­
nem komplizierten philosophischen 
Argument, dass vereinfacht etwa 
so geht: Das Person­Sein, welches  
jeden Menschen einzigartig und  
damit schützenswert macht, lässt 
sich nur fassen im Menschen als ent­
individualisiertem Gattungswesen 
und löscht damit genau die schü­
tzenswerte Einzigartigkeit wieder 
aus. Andererseits hat ihr die eigene 
Erfahrung in den 30er Jahren als 
Staatenlose gezeigt (Arendt muss­
te als Jüdin aus Nazi­Deutschland 
fliehen), dass das «Recht, Rechte zu 
haben», wie es Arendt formuliert, 
untrennbar mit der Staatsbürger­
schaft verknüpft ist. (Man muss hier 
allerdings anfügen, dass die Allge­
meine Menschenrechtserklärung in 
den 30er Jahren noch nicht existier­
te und eine Reaktion auf den Holo­
caust war.) 
Die beiden Beiträge zum Thema 
Menschenrechte in diesem bulletin 
zeigen einerseits die fundamentale 
Bedeutung der Menschenrechte 
trotz aller Defizite. Und anderer­
seits verdeutlichen sie, wie die 
Menschenrechte als fundamentale 
Grundrechte gegen anderes Recht 
in Anschlag gebracht werden kön­
nen. Politische Praxis und juristi­
sche Fälle zeigen, dass sie gerade 
für Sans­Papiers unter Umständen  
wenigstens einen minimalen Schutz 
garantieren können. 
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Man kann die Menschenrechts-

erklärung der UNO von 1948 als 

das wohl bedeutendste Rechts-

dokument der Neuzeit mit glo-

balem Geltungsanspruch und 

als ein eigentliches Kulturgut der 

Menschheit bezeichnen. Es lohnt 

sich immer wieder, den Wortlaut 

auch der Einleitungssätze in Erin-

nerung zu rufen: Die gleiche und 

unveräusserliche Würde eines 

jeden Menschen wird dort an-

gesprochen, nicht nur als from-

mer Wunsch oder hohes Ideal, 

sondern politisch konkret als 

Grundlage von Frieden und Ge-

rechtigkeit einer zu schaffenden 

Weltordnung. Und ebenso realis-

tisch wird der Schutz der in der 

Würde begründeten Menschen-

rechte auch darum als notwendig 

bezeichnet, damit nicht Unter-

drückte gezwungen würden, als 

letztes Mittel zum Aufstand ge-

gen Tyrannei und Unterdrückung 

zu greifen.

Die Erklärung hat weltweit recht-

liche Wirkungen ausgelöst: Ihr 

Appell zum Schutz der Würde je-

des Menschen hat in den Texten 

aller späteren rechtsstaatlichen 

Verfassungen der Welt Ausdruck 

gefunden, so auch in der Schweiz 

in der neuen Bundesverfassung 

aus dem Jahr 2000. 168 Staaten 

haben den die Würde konkre-

tisierenden rechtsverbindlichen 

Menschenrechtsvertrag der UNO 

ratifiziert; in Europa, Amerika 

und in Afrika sind kontinenta-

le Vertragswerke entstanden, 

die besondere Instrumente zum 

besonderen Schutz der Rechte 

aufweisen, am bekanntesten bei 

uns die Europäische Menschen-

rechtskonvention, die bisher vom 

Bundesgericht als in der Schweiz 

unmittelbar anwendbares Recht 

bezeichnet und hochgeachtet 

wurde.

Menschenrechtserklärung  

als Kulturgut

Die Begründung der Grund- oder 

Menschenrechte in der Würde 

jedes einzelnen findet den viel-

leicht klarsten Ausdruck darin, 

dass gerade Menschen ohne 

irgend ein staatliches Bürger-

recht, also sogenannt staaten-

losen Personen, aber auch allen 

Menschen, die einfach nicht mit 

Dokumenten die Zugehörigkeit 

zu einem sie schützenden Staat 

nachweisen können – kurz: den 

Sans-Papiers – aufgrund ihrer un-

absprechbaren Würde der Kern 

aller Menschenrechte zugestan-

den werden muss, wo immer sie 

sich aufhalten. 

Darum schuldet die Schweiz (wie 

es auch die Bundesverfassung 

festschreibt) jedem menschlichen 

Wesen auf ihrem Territorium die 

für ihr tägliches physisches und 

psychisches Überleben notwen-

digen Mittel: Obdach, Nahrung, 

Kleidung, medizinische Grund-

versorgung. Darum ist jede un-

menschliche Behandlung, wie 

eine schikanöse Blossstellung, 

oder der Versuch, den Willen  

eines Menschen mit Zwang oder 

Drohung zu brechen, oder gar 

die Folter absolut verboten. 

Aus der Pflicht zu Achtung der 

Menschenwürde folgt auch die 

Pflicht, einen Menschen nicht 

nur in seinem Tagesbedürfnis, 

sondern auch in der Zukunfts-

perspektive seiner Existenz ernst 

zu nehmen. Es muss ihm eine 

Chance menschenwürdiger Zu-

kunftsbewältigung durch mate-

rielle oder ideelle Unterstützung, 

etwa Schulbildung, sichergestellt 

werden. Nicht nur die so ge-

nannte Nothilfe, sondern auch 

eine adäquate Sozialhilfe hat ihre  

klare Grundlage im Grundsatz 

der Menschenwürde.

Wer rücksichtslos an Instrumen-

ten rüttelt, die in den letzten 

Jahrzehnten Betroffenen auch 

bei uns geholfen haben, elemen-

tare Menschenrechtsansprüche 

auch rechtlich geltend zu machen 

und durchzusetzen, stellt ein 

Kulturgut jedenfalls des Abend-

landes in Frage. Dies gilt etwa 

für die Europäische Menschen-

rechtskonvention mit ihren welt-

geschichtlich einmaligen, konti-

nentumfassenden Garantien für 

Die Menschenrechtserklärung ist eine einmalige Errungenschaft: Sie hält fest, dass 

ausnahmslos allen Menschen eine unabsprechbare Würde zusteht. Diese Errungenschaft gilt 

es zu verteidigen und zu pflegen. 

Für die Redaktionskommission, 
David Loher

Menschenrechte und Sans-Papiers



Berufslehre für Sans-Papiers

Die Entstehung des Vereins der Ber­
ner Beratungsstelle für Sans­Papiers 
findet seinen Ursprung in der Erklä­
rung «Humanisierung des Alltags, 
Grundrechte der Sans­Papiers re­
spektieren» von 2004, präsentiert 
von einem eingesetzten Beirat der 
Landeskirchen und der Jüdischen 
Gemeinden des Kantons Bern. 
Wie sieht es zehn Jahre später  für 
Sans­Papiers im Bereich Bildung 
und Ausbildung aus ? 
Was im Jahr 2010 ein Fortschritt 
war, nämlich die Annahme der 
Motion von Alt­Nationalrat Luc 
Barthassat durch das Parlament, 
den Zugang der Berufslehre für 
Sans­Papiers zu ermöglichen, steht 
wieder in Frage: Der Nationalrat 
hat eine Motion angenommen, 
welche die Umsetzung der Motion 
Barthassat in Form eines Bundesge­
setzes mit Referendumsmöglichkeit  
fordert und dem Parlament vorzule­
gen ist und nicht wie bisher gesche­
hen, mittels Anpassung der Verord­
nung über Zulassung, Aufenthalt 
und Erwerbstätigkeit (VZAE).
Der Zugang zur Berufslehre für Ju­
gendliche Sans­Papiers stellt eine 
wichtige Errungenschaft dar und 
schafft für diese jungen Menschen 
Zukunftsperspektiven. Sans­Papiers 
haben ein Recht auf Bildung und 
Ausbildung und sie können auch 
ohne grössere Umstände an der 
Universität studieren. Ihnen den 
Weg zu öffnen einen Beruf zu ler­
nen und damit später finanziell 
auf eigenen Füssen zu stehen, ist 
schliesslich auch in unserem Inter­
esse. 
In einer Zeit, wo die Einwanderung 
zu wahlpolitischen Zwecken be­
nutzt wird und Volksinitiativen mit 
Beschränkung der Einwanderungs­
quoten florieren, ist es ein Leichtes 
die Schwächsten der Schwächsten 
– die jungen Sans­Papiers – noch 
mehr ins Abseits zu stellen. Der 
Verein hat zehn Jahren nach seiner 
Gründung mehr zu tun denn je, da­
mit Kinder und Jugendliche in Wür­ 
de und Sicherheit hier leben kön­
nen und Zukunftschancen erhalten.

Die durch Verfassung und Völ-

kerrecht anerkannten Menschen-

rechte schützen den Einzelnen in 

den elementarsten Bereichen von 

Freiheit, Gleichheit und Würde 

vor Übergriffen durch den Staat. 

Diesen trifft die Pflicht, für die ef-

fektive Verwirklichung dieser ele-

mentarsten Rechte zu sorgen. Es 

stellt sich die Frage, ob der staat-

liche Umgang mit der Arbeits-

situation von Sans-Papiers den 

Anforderungen von Verfassung 

und Völkerrecht genügt. 

Sans-Papiers können aus den 

Menschenrechten keinen An-

spruch auf Zugang zu einem re-

gulären Erwerbsaufenthalt in der 

Schweiz ableiten: Gemäss bun-

desgerichtlicher Rechtsprechung 

sind sie aufgrund ihres Status vom 

Schutzbereich der Wirtschafts-

freiheit ausgenommen. Weiter ist 

es mit der Rechtsgleichheit und 

dem Recht auf Privat- und Famili-

enleben vereinbar, dass der Staat 

Ausländerinnen und Ausländern 

die Beschäftigung verbietet oder 

diese an gewisse Voraussetzun-

gen knüpft. Ein Regularisierungs-

anspruch bei einem bloss de fac-

to bestehenden Aufenthalt kann 

aus den Menschenrechten nach 

derzeitigem Stand von Recht-

sprechung und Lehre nur sehr 

ausnahmsweise und unter ganz 

aussergewöhnlichen Umständen 

abgeleitet werden. Dabei müssen 

im Einzelfall eine Vielzahl von Kri-

terien erfüllt sein, wobei die Er-

werbstätigkeit ohne Aufenthalts-

erlaubnis als rechtsmissbräuchlich 

gewertet wird und sich deshalb 

erschwerend auswirkt. 

Grundlegende Arbeitsrechte 

auch für Sans-Papiers

Gleichwohl sind die Menschen-

rechte für Sans-Papiers nicht wir-

kungslos. Sie leiten nämlich die 

Art und Weise an, wie bestehende 

Erwerbsverbote für Sans-Papiers 

vollzogen werden müssen. Sie 

verpflichten den Staat, wie alle 

anderen Arbeitnehmer auch 

Sans-Papiers in ihren grundlegen-

den Arbeitsrechten zu schützen. 

Diese staatlichen Schutzpflichten 

wirken grundsätzlich unabhängig 

vom ausländerrechtlichen Status. 

Eine wesentliche Schutzpflicht 

des Staates verwirklicht sich im 

Erlass effektiver gesetzlicher Ar-

beitsschutzregeln. Die arbeits-

bezogenen Menschenrechte von 

Sans-Papiers werden durch die 

geltende Rechtsordnung weitge-

hend geschützt; so sind faktisch 

bestehende Arbeitsverträge auch 

ohne Aufenthaltsbewilligung 

gültig und entsprechende Forde-

rungen können grundsätzlich vor 

Gerichten eingefordert werden. 

Diese Schutzbestimmungen sind 

aber solange nicht effektiv, als 

Sans-Papiers befürchten müs-

sen, den (Gerichts-)Behörden 

ihren Aufenthaltsstatus offen-

legen zu müssen. Vor diesem 

Hintergrund wird offenkundig, 

dass der gesetzlich vorgesehene 

Informationsaustausch zwischen 

den Ausländerbehörden und der 

Justiz das Recht der Sans-Papiers 

auf Zugang zu effektiven Justiz-

verfahren bei arbeitsrechtlichen 

Streitigkeiten illusorisch werden 

lässt. 

Unseres Erachtens ist es deshalb 

grundrechtlich geboten, dass 

Arbeitsgerichte nicht in den 

Vollzug des Ausländergesetzes 

einbezogen werden. Die grund-

rechtliche Pflicht zum Schutz aller 

Arbeitnehmenden verlangt wei-

ter, dass der Staat die Einhaltung 

der gesetzlichen Arbeitsschutz-

bestimmungen überwacht. Aus 

der grundrechtlichen Perspekti-

ve dürfen auch die gebotenen 

Inspektionen zum Vollzug der 

Arbeitsschutzgesetze nicht mit 

dem Vollzug des Ausländerge-

setzes verbunden sein. Sowohl 

der Gesetzgeber als auch die 

Vollzugsbehörden nehmen die-

se Aufsichtsfunktion gegenüber 

Sans-Papiers derzeit nur ungenü-

gend wahr.

Prof. Dr. Regina Kiener,  

und Gabriela Medici,  

Rechtswissenschaftliches Institut, 

Universität Zürich

Alexandra Perina­Werz,  
Beirätin Berner Beratungsstelle 

für Sans­Papiers

Menschenrechtliche Betrachtung  
der Arbeitssituation von 
Sans-Papiers in der Schweiz


